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Auch in Frankreich schreitet die
Entmündigung des Einzelnen zu-
gunsten der Haftung Dritter weiter
fort. Angesichts der von amerikani-
schen Vorbildern inspirierten Tabak-
klagen in Frankreich befindet sich
die durch das berühmte Lied von
Serge Gainsbourg "Je suis un fu-
meur de Gitanes" (Ich rauche Gi-
tanes) verkörperte französische Le-
bensart und Kultur im Rückzug.

Mit Urteil vom 8. Dezember 1999
hat das Landgericht von Montargis
der Individualklage eines Rauchers
sowie seiner Erbengemeinschaft
gegen den staatlichen Tabakkon-
zern Seita mit den berühmten Mar-
ken Gauloise und Gitanes auf Scha-
densersatz wegen seiner Lungen-
krebserkrankung teilweise dem
Grunde nach stattgegeben. Dage-
gen wurde der Antrag der Kranken-
versicherung des Geschädigten auf
Ersatz der Aufwendungen für die
medizinische Behandlung abgewie-
sen. Für die Bezifferung des Scha-
densersatzes wurde ein Sachver-
ständiger eingesetzt.

Der sehr medienwirksame und in
der französischen Tagespresse aus-
führlich besprochene Fall ist die
erste Entscheidung in Frankreich
zur Frage der Haftung der Tabakin-
dustrie. Über eine Reihe von Paral-
lelklagen der regionalen Kranken-
kassen ist noch nicht entschieden.

1 Sachverhalt

Der am 13. Januar 1949 geborene
Richard G. rauchte seit seinem 14.
Lebensjahr täglich zwei Schachteln
der Zigarettenmarke Gauloises.

Er heiratete 1977 und hatte mit
seiner Frau zwei Kinder. Laut dem
Vortrag des Klägers führte er als
Metzger zusammen mit seiner Frau
ein einfaches, glückliches und fi-
nanziell relativ gesichertes Leben.

1988 kam er erstmals wegen Lun-
genkrebs ins Krankenhaus. Es wur-
de ihm ein Teil der Lunge entfernt.
Anschließend musste er sich einer
Bestrahlungs- und Chemotherapie
unterziehen.

Nach seinem Krankenhausaufent-
halt wurde er von seinem Arbeitge-
ber entlassen und war sieben Mo-
nate arbeitslos, bevor er 1989 ein
eigenes kleines Unternehmen grün-
dete, das er 1990 krankheitsbe-
dingt aufgeben musste. Seit dem
16. März 1991 bezog er eine Berufs-
unfähigkeitsrente.

Trotz mehrerer Versuche schaffte
es der Kläger nicht, mit dem Rau-
chen aufzuhören und blieb weiter
nikotinabhängig und Raucher von
Gauloises-Zigaretten.

1995 wurde er erneut mit Lungen-
krebs am linken Lungenflügel ins
Krankenhaus eingeliefert. Im Janu-
ar 1995 wurde ihm der linke Lungen-
flügel entfernt. Kurz danach stellte
man einen Zungenkrebs fest. Die-
ser wurde im April 1995 operiert.

Trotzdem rauchte der Kläger un-
vermindert weiter. 1996 haben er
sowie seine Ehefrau und Kinder vor
dem Landgericht Montargis Klage
auf der Grundlage der Art. 1382
und 1384 Code civile (Recht der
unerlaubten Handlungen/Delikts-
recht) erhoben. Am 7. Januar 1999
ist der Kläger aufgrund seiner Krebs-

erkrankungen verstorben. Seine
letzte und filmisch dokumentierte
Geste war die Handbewegung mit
den zwei Fingern in Richtung Mund.

Die Erbengemeinschaft hat das
Verfahren fortgeführt.

2 Rechtliche Beurteilung

Die Kläger haben ihren Anspruch
auf die deliktische Grundlage 1382
Cc (entspricht § 823 Abs. 1 BGB)
sowie die Sachhalterhaftung gem.
Art. 1384 Cc (keine Entsprechung
im deutschen Recht – Gefährdungs-
haftungstatbestand vglb. § 7 STVG)
aufgebaut. Die Klage wurde direkt
gegen die juristische Person Seita
erhoben. Dabei ist nach französi-
schem Deliktsrecht nicht zu proble-
matisieren, wem bzw. welchem Or-
gan innerhalb der juristischen Per-
son ein Tun oder Unterlassen zur
Last gelegt werden kann.

2.1 Vortrag des Klägers

Zur Informationspflicht aus Art.
1382 Cc:

Der Kläger hat ausgeführt, dass der
Seita ein Verschulden (faute) i.S. des
Art. 1382 Cc zur Last fällt. Dieses
Verschulden habe in dem fortdau-
ernden Informationsmangel über die
Gefahren der Gauloises-Zigaretten
vor Vertragsschluss bestanden.

Die Haftung aus Art. 1382 sei un-
zweifelhaft gegeben, da die Seita
ihre vorvertragliche Aufklärungs-
pflicht zur Warnung vor den Risiken
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des Rauchens verletzt habe. Für
den seinerzeit jugendlichen Rau-
cher sei die Zigarette nur mit positi-
ven Bildern belegt gewesen. Das
Mitverschulden des Geschädigten
wegen der Fortsetzung des Nikotin-
konsums nach den später erfolgten
Warnungen und trotz der später auf
den Zigaretten angebrachten Warn-
hinweise sei zu vernachlässigen,
da zu diesem Zeitpunkt bereits die
Abhängigkeit vom Nikotin geschaf-
fen worden war.

Zur Sachhalterhaftung aus Art. 1384
Cc:

Die Seita hafte weiter aus Art. 1384
Cc als Sachhalter einer gefährlichen
Sache.

Die Rechtsprechung habe seit den
50-er Jahren die Sachhalterhaftung
in Frankreich erheblich zu Lasten
des Herstellers von Produkten aus-
geweitet.

Nach dem Gesetzeswortlaut hafte zwar
für eine Sache der Sachhalter, d.h. der-
jenige der die Herrschaft, Kontrolle und
Entscheidungsbefugnis über die Ver-
wendung der Sache hat; dies sei in der
Regel der Eigentümer.

Nach der Rechtsprechung sei je-
doch der Hersteller Sachhalter ei-
ner Sache, wenn diese Sache eine
"Eigendynamik" besitze und die Kon-
trolle, Herrschaftsgewalt und Ent-
scheidungsmacht über die Struktur
dieser "eigendynamischen Sache"
nur vom Hersteller wahrgenommen
werden könne.1

Bei dem Produkt "Zigaretten" kön-
ne zwischen Verhaltensstörer (Be-
nutzer) und Zustandsstörer (Her-

steller) unterschieden werden. Die
Zusammensetzung des Produkts
sei für den entstehenden Schaden
ursächlich.

2.2 Der Vortrag der Beklagten Seita

Zur Informationspflicht gem. Art.
1382 Cc:

Die Seita trägt vor, dass die Schäd-
lichkeit des Rauchens allgemein be-
kannt gewesen und durch Anbrin-
gen von Warnhinweisen auf den Zi-
garettenschachteln ausdrücklich er-
wähnt worden sei. Im übrigen könne
man die Hinweispflicht gem. dem
Gesetz vom 9. Juni 1976 nicht rück-
wirkend anwenden. Seit 1976 seien
die gesetzlichen Warnhinweise ge-
setzeskonform angebracht worden.
Es sei somit der Seita keine schuld-
hafte Verletzung der vorvertraglichen
Informationspflicht vorzuwerfen.

Zur Sachhalterhaftung gem. Art.
1384 Cc

Die Berufung des Klägers auf Art.
1384 Cc sei unzulässig. Der Ge-
schädigte sei als Käufer der Zigaret-
ten auf den vertraglichen Direktkla-
geanspruch beschränkt und könne
sich insofern nicht auf Deliktsrecht
berufen. Nach dem Prinzip der An-
spruchsexklusivität schieden delik-
tische Ansprüche bei Vorliegen ver-
traglicher Ansprüche aus. Diese ver-
traglichen Ansprüche gingen akzes-
sorisch mit der Kaufsache auf den
jeweiligen Erwerber über. Der Ge-
schädigte müsse sich ausschließ-
lich auf Vertragsrecht berufen.

Darüber hinaus gäbe es bei Zigaret-
ten keine Aufspaltung der Sachhal-
terhaftung in Verhaltensstörer und

Zustandsstörer. Die Struktur der
Zigarette habe keine vom Verhalten
des Benutzers unabhängige Eigen-
dynamik. Die Gesundheitsgefähr-
dung ergebe sich somit nicht aus
der "Eigendynamik" der Zigarette
sondern dem Verhalten des Benut-
zers (dem übermäßigen Genuss von
Zigaretten).

Im übrigen sei der Nikotinbestand-
teil der Zigarette auch kein Sicher-
heitsmangel i.S. des Produkthaf-
tungsgesetzes vom 19. Mai 1998
zur Umsetzung der europäischen
Produkthaftungsrichtlinie. Dieses
Gesetz könne im übrigen auch we-
der direkt noch analog zur Anwen-
dung kommen, da es nur auf Pro-
dukte, die nach dessen Inkrafttre-
ten in Verkehr gebracht worden
sind, Anwendung finde. Schließ-
lich könne der Kläger seinen An-
spruch nicht gleichzeitig auf Art.
1384 Cc und parallel auf das neue
Produkthaftungsgesetz stützen.

Art. 1384 Cc ergebe demnach kei-
ne Anspruchsgrundlage. Die Klage
sei abzuweisen.

3 Das Gericht

Zu diesem interessanten, jedoch
nicht sehr systematisch wiederge-
gebenen Vortrag der Kläger und
Beklagten nimmt das Gericht in
Fortentwicklung der klassischen
Rechtsprechung wie folgt Stellung:

1 Beispiele aus der Rechtsprechung sind
hierzu Kraftfahrzeuge, Cidreflaschen, Gas-
flaschen und Fernseher (s. dazu ausführ-
lich  Endrös in Brendel Produkt- und Produ-
zentenhaftung, Produkthaftung in Frank-
reich, Band 3, 1998).
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3.1 Zur vorvertraglichen Informati-
onspflicht gem. Art. 1382 Cc

Das Gericht unterscheidet zunächst,
ob die Seita schon vor den durch Ge-
setz vom 9. Juni 1976 angeordneten
Warnhinweisen eine spezielle Warn-
pflicht vor den gesundheitsgefähr-
denden Begleiterscheinungen des
Rauchens zu beachten hatte.

Das Gericht fasst dabei die Rechts-
lehre und Rechtsprechung seit 1945
in einer für französische Gerichtsent-
scheidungen ungewöhnlichen und
ausführlichen Art und Weise zusam-
men. Das Gericht war sich offensicht-
lich der Tragweite seiner Entschei-
dung bewusst und wollte eine Grund-
satzentscheidung treffen. Nach der
Darstellung der Rechtsentwicklung
zur allgemeinen Warnpflicht hat das
Gericht hervorgehoben, dass der Sei-
ta die Risiken des Rauchens seit den
ersten wissenschaftlichen Studien
von 1954 bekannt seien, wobei be-
stimmte Studien in diesen Jahren
sogar von der Seita selbst erstellt
und bezahlt worden seien.

1956 und 1962 seien diese Studien
weiter belegt und bestätigt worden.

Trotzdem habe die Seita vor 1976
nicht nur nicht vor den Risiken ge-
warnt, sondern das Rauchen in groß
angelegten Werbekampagnen mit
positiven Inhalten dargestellt.

Aus diesen Gründen habe die Seita
ihre vorvertragliche Informations-
pflicht als gewerblicher Vertreiber
von gefährlichen Produkten verletzt.

Da der Geschädigte zu Beginn des
Nikotingenusses erst 14 Jahre alt
war, sei sein Mitverschulden zu ver-

nachlässigen. Insbesondere habe
ihm mit 14 Jahren nicht die Pflicht
oblegen, sich selbst über die Ge-
fahren des Rauchens zu informie-
ren. Eine solche Pflicht sei mögli-
cherweise ab dem 20. Lebensjahr
zu bejahen. Den Mitverschuldens-
beitrag ab dem 20. Lebensjahr be-
wertet das Gericht mit 40%.

Nach 1976 habe die Seita die gesetz-
lichen Warnhinweise auf den Zigaret-
ten angebracht. Es könne der Seita
nicht vorgeworfen werden, diese
Warnhinweise möglicherweise un-
sachgemäß oder in einer schlecht le-
serlichen Form angebracht zu ha-
ben. Da der Geschädigte bei Einfüh-
rung der gesetzlichen Warnhinweise
schon 13 Jahre nikotinabhängig ge-
wesen sei, hätten ihn zu diesem
Zeitpunkt wahrscheinlich keine Infor-
mation mehr vom Rauchen abgehal-
ten, so dass eine Haftung für die
Periode nach 1976 somit schon man-
gels Kausalzusammenhang abzuwei-
sen sei. Das schadensbegründende
Ereignis, nämlich die Verletzung der
Informationspflicht, liege im Beginn
der Nikotinabhängigkeit des Klägers
im Alter von 14 Jahren. Der Mitver-
schuldensbeitrag von 40% aufgrund
der mangelnden Selbstinformation
im Alter von 20 Jahren lasse die Fra-
ge der möglichen fehlerhaften Infor-
mation im Jahr 1976 gegenstandslos
werden. Aus Art. 1382 Cc sei der
Klage für den Zeitraum vo 1976 da-
her dem Grunde nach stattzugeben.

3.2 Zur Anwendung des Art. 1384
Cc

Das Gericht führt zunächst aus, dass
aufgrund einer Grundsatzentschei-
dung der Cour de Cassation vom
28. April 1998 die Unterscheidung

zwischen deliktischer Sachhalter-
haftung und vertraglicher Direktkla-
ge des Endabnehmers gegen den
Käufer entfallen sei. Der Endabneh-
mer sei nicht mehr auf vertragliche
Ansprüche als Eigentümer der Kauf-
sache aus übergegangenem Recht
(Gewährleistungsrecht, Nichterfül-
lungsrecht) beschränkt, da seit die-
ser Grundsatzentscheidung nicht
mehr zwischen vertraglichen und
deliktischen Ansprüchen für die Pro-
dukt- bzw. Produzentenhaftung un-
terschieden werde. Es sei zwar rich-
tig, dass diese Grundsatzentschei-
dung vom 28. April 1998 zur euro-
parechtskonformen Auslegung des
nationalen Rechts von der fehlen-
den Umsetzung der Richtlinie 85/
374 EWG vom 24. Juli 1985 zur
Produkthaftung geprägt war, und
diese mit Gesetz vom 19. Mai 1998
umgesetzt worden sei, wenn  auch
nur mit Wirkung für die Zukunft.

In jedem Fall habe jedoch das franzö-
sische nationale Recht seit Ablauf
der Umsetzungsfrist am 30. Juli 1988
europarechtskonform ausgelegt wer-
den müssen. Die europarechtskon-
forme Auslegung des Art. 1384 Cc
sei jedoch im konkreten Fall keine
geeignete Anspruchsgrundlage.
Nach der Richtlinie läge ein Mangel
nur vor, wenn das Produkt nicht die
Sicherheit bietet, die der Verbrau-
cher vernünftigerweise erwarten
kann. Ein derartiger Sicherheitsman-
gel sei bei den Zigaretten nicht nach-
gewiesen. Aus diesen Gründen sei
der Anspruch des Geschädigten aus
Art. 1384 Cc abzuweisen.

Ein Anspruch aus Art. 1384 Cc kön-
ne auch der Frau und den Kindern
des unmittelbar Geschädigten nicht
zustehen. Diese seien zwar bezüg-
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lich der Kaufvertragskette zwischen
dem Kläger und der Seita in jedem
Falle Dritte.

Das Produkt Zigarette sei aber nicht
geeignet, um eine Aufspaltung der
Sachhalterhaftung in Verhaltenshaf-
tung und Zustandshaftung vorzuneh-
men. Die schädigenden Wirkungen
des Produkts seien untrennbar mit
dem Verhalten des Geschädigten ver-
bunden. Das bloße Inverkehrbringen
von gefährlichen Produkten sei nicht
ausreichend, um die Haftung des
Herstellers für die beim Gebrauch
des Produkts entstehenden Schä-
den zu begründen. Der Hersteller
habe hier keinerlei Möglichkeit zur
Überwachung und Kontrolle der Be-
standteile der von ihm hergestellten
Sache. Er könne somit den Scha-
denseintritt nicht verhindern.

Die Haftung aus Art. 1384 Cc sei
somit ausgeschlossen.

4 Stellungnahme

Die im Stil eines Grundsatzurteils
verfasste Entscheidung vom 8. De-
zember 1999 ist weniger wegen
ihres Ergebnisses als wegen der
Vermischung aller aktuellen Diskus-
sionen im französischen Haftungs-
recht nach Umsetzung der Produkt-
haftungsrichtlinie interessant.

4.1 Zu Art. 1382 Cc

Die Verurteilung der Seita wegen
Verletzung der vorvertraglichen In-
formationspflicht in Anwendung
des Art. 1382 Cc ist angesichts der
Rechtsprechungsentwicklung kei-
ne Sensation. Das Gericht führt rela-
tiv traditionell aus, dass eine vorver-

tragliche Informationspflicht be-
steht und diese dann verletzt ist,
wenn die Gefahren des Produkts
dem Hersteller bekannt waren die-
ser und trotz der bekannten Gefah-
ren nicht reagiert hat.

Die Entscheidung ist diesbezüglich
nur wegen der Medienwirksamkeit
der Tabakklagen ein Sonderfall. Er-
heblich interessanter sind aber die
Ausführungen des Gerichts zu Art.
1384 Cc.

4.2 Die Sachhalterhaftung aus Art.
1384 Cc

Sowohl im Vortrag der Kläger und
Beklagten als auch in der Entschei-
dung des Gerichts sind die sehr
aktuellen Fragen in der Rechtslehre
und Rechtsprechung zur vertragli-
chen Direktklage, Anwendung des
neuen Produkthaftungsgesetzes
neben den klassischen Anspruchs-
grundlagen, richtlinienkonformen
Auslegung des französischen Haf-
tungsrechts vor Umsetzung durch-
einander geworfen worden.

Richtig ist, dass das neue Produkt-
haftungsgesetz vom 19. Mai 1998
kumulativ neben die klassischen An-
spruchsgrundlagen tritt. Dies sieht
Art. 1386-18 Cc zur Umsetzung der
Produkthaftungsrichtlinie ausdrück-
lich vor. Die in verschiedenen Stadi-
en des Gesetzgebungsverfahren vor-
gesehene Verdrängung von Art. 1384
Cc durch das neue Produkthaftungs-
gesetz ist nicht in den endgültigen
Text übernommen worden.

Das zitierte Urteil des Kassations-
gerichtshofs vom 28. April 19982 lässt
nicht die Entscheidung zwischen de-
liktischer Haftungsgrundlage und ver-

traglicher Haftungsgrundlage entfal-
len. Der Kassationsgerichtshof stellt
in diesem Grundsatzurteil vielmehr
klar, dass die Sicherheitsverpflich-
tung des Herstellers von Produkten
nicht nur gegenüber seinen Vertrags-
partnern, gegebenenfalls im Wege
einer vertraglichen Direktklage, son-
dern ebenso gegenüber jedem Drit-
ten besteht. Die Entscheidung ist
daher nicht das Ende der ständigen
Rechtsprechung zur vertraglichen
Direktklage.

Interessant ist das Vorgehen des
Gerichts, wie von dem Kassations-
gerichtshof schon versucht, Art. 1384
Cc vor Umsetzung der Produkthaf-
tungsrichtlinie richtlinienkonform in
dem Sinne auszulegen, dass eine
Sachhalterhaftung auch für Produk-
te bestehe, die nicht den Sicherheits-
erwartungen des Verbrauchers ent-
sprachen und zwar ab Ablauf der
Umsetzungsfrist der Richtlinie am
30. Juli 1988. Der Kassationsgerichts-
hof hatte 1998 offen gelassen, ob
Art. 1384 Cc auch nach Umsetzung
der Richtlinie mit Gesetz vom 19.
Mai 1998 europarechtskonform aus-
gelegt werden müsse. Ob dem Land-
gericht die Tragweite dieser Entschei-
dung bewusst war, auch wenn es im
Ergebnis den Anspruch wegen feh-
lenden Sicherheitsmängeln ablehn-
te, erscheint zweifelhaft. Damit wäre
die Haftung aus Art. 1384 Cc und
dem neuen Produkthaftungsgesetz
gleich geschaltet.

Mit Spannung kann deswegen die
Entscheidung des Oberlandesge-
richts in dieser Angelegenheit ab-
gewartet werden. Hier ist zu hof-
fen, dass die nächst höhere Instanz
etwas systematischer vorgeht.
2 JCP, 1998, II. Nr. 10088.




